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Editorial
Klarheit f!r Erblasser und
Erben – sowie erbrechtliche
Berater und Gestalter

Der demographische Wandel wirkt sich nicht nur auf Erb-
schaften, sondern auch auf den Wohlfahrtsstaat aus.

Erbschaften kçnnen zu einem R!ckbau des Sozialstaates
f!hren, verbunden mit privaten Kosten, die die Erbmasse
schm"lern.

Je grçßer soziale Aufwendungen f!r den Erben werden,
desto mehr wird die ihm frei zur Verf!gung stehende Erb-
masse dann geschm"lert, wenn sie dem Zugriff der Sozial-
leistungstr"ger offen steht.

In Zeiten »leerer Kassen« ist es naheliegend, wenn Sozial-
leistungstr"ger auf Vermçgen zur!ckgreifen wollen, das
im Wege der Erbfolge erworben ist bzw. erworben werden
kann.

Ebenso ist die Interessenlage derjenigen nachvollziehbar,
die den Zugriff des Sozialleistungsgl"ubigers auf zu ver-
erbendes Vermçgen durch eigene Maßnahmen verhin-
dern wollen.

Dies kann – aus Sicht der Erben und im Rahmen einer
Gesamtplanung – geschehen durch den Verzicht auf k!nf-
tige eigene Pflichtteilsanspr!che, die Ausschlagung eines
Erbes oder Erbteils und durch die Nichtgeltendmachung
eines entstandenen Pflichtteilsanspruchs.

Ob solche Gestaltungsmaßnahmen von der Rechtsord-
nung akzeptiert werden kçnnen oder ob sie mit dem Ma-
kel der Sittenwidrigkeit behaftet sind, wurde kontrovers
diskutiert.

Der Erbrechtssenat des Bundesgerichtshofs hat mit seiner
Entscheidung vom 19.01.20111 in vielfacher Hinsicht
Klarheit geschaffen.

Eltern hatten sich zu Alleinerben, ihre drei Kinder zu
Schlusserben eingesetzt. Noch auf dem Sterbebett ver-
zichteten die Kinder auf ihre Pflichtteilsanspr!che nach
dem Erstversterbenden. Dies akzeptierte der Sozialleis-

tungstr"ger nicht und leitete gem"ß § 93 SGB XII den
Pflichtteilsanspruch eines eine Leistung beziehenden Kin-
des auf sich !ber.

Der Bundesgerichtshof h"lt an der Wirksamkeit des
Pflichtteilsverzichtsvertrages fest. Er best"tigt ferner –
ausdr!cklich – die Wirksamkeit des sogenannten »Behin-
dertentestamentes«. Die Gestaltung der Erbfolge mit
dem Ziel, dem Sozialhilfetr"ger den Zugriff auf das zu
vererbende Vermçgen zu versagen, sei grunds"tzlich nicht
sittenwidrig, sondern vielmehr Ausdruck der sittlich anzu-
erkennenden Sorge f!r das Wohl des Kindes !ber den Tod
der Eltern hinaus. Auch in der Gesamtschau mit dem el-
terlichen Testament verstoße der Pflichtteilsverzicht nicht
gegen die guten Sitten. Der verzichtende Pflichtteils-
berechtigte mache im Rahmen einer privatautonomen
Entscheidung lediglich von ihm durch das Gesetz einge-
r"umten Rechten Gebrauch. Eine nur im Ausnahmefall
anzunehmende Sittenwidrigkeit wegen etwaiger nachtei-
liger Wirkungen zu Lasten der Allgemeinheit kçnnte
der Wirksamkeit dieser Gestaltung nicht entgegenstehen.

Wirtschaftlich nachteilige Auswirkungen seien lediglich
ein »Reflex« eines Verzichtsvertrages und als solcher hin-
zunehmen.

Diese Entscheidung bringt, insbesondere auch f!r den
Gestalter, Klarheit. Sie st"rkt die Testierfreiheit. Sie hilft
insbesondere, weil sie sich auch dem weiteren Problem
zuwendet, ob der Sozialhilfetr"ger ein Ausschlagungs-
recht auf sich !berleiten und aus!ben kçnne, um hier-
durch den Pflichtteilsanspruch nach § 2306 Abs. 1 BGB
geltend machen zu kçnnen. Dies verbietet ihm der
BGH, weil andernfalls der Sozialhilfetr"ger die Mçglich-
keit erhalte, auf die Erbfolge Einfluss zu nehmen.

Diese Entscheidung ist wahrlich eine weitere »Jahrhun-
dertentscheidung«. Sie ist es zumindest f!r diejenigen,
die der Testierfreiheit eine !berragende Bedeutung bei-
messen und sie ist es f!r alle Berater und Gestalter.

Ihr Wolfgang Schwackenberg

1 BGH Urteil vom 19.01.2011, Az: IV ZR 7/10
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